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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Nach den ersten allgemeinen Stellungnahmen zu der am 26.6.2008 verabschiedeten großen GmbH-Reform (Wulfetange,

BB 2008, 1461; Seibert, BB 29/2008 – Die Erste Seite; Oppenhoff, BB 2008, 1630) geht der aktuelle Beitrag von Bednarz

der Frage nach, ob die Gesellschafterliste in ihrer neuen Form die weitgehende Richtigkeit der in ihr enthaltenen An-

gaben gew�hrleistet und damit als Rechtsscheintr�ger f�r einen gutgl�ubigen Erwerb von GmbH-Gesch�ftsanteilen ge-

eignet ist.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von ChristianMiege, LL.M.,

RA im Bereich des Kartell-

rechts in der Kanzlei Clifford

Chance, D�sseldorf

Einf�hrungeiner zweiten Inlands-
umsatzschwelle imdeutschenFu-
sionskontrollrechtgeplant

Am 23.7.2008 verabschiedete die Bundesre-

gierung einen Entwurf des 3. Mittelstands-

Entlastungsgesetzes, das Anfang 2009 in

Kraft treten soll. Darin findet sich in Art. 8

ein Vorschlag f�r eine �nderung des § 35

Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schr�nkungen (GWB), der um eine zweite In-

landsumsatzschwelle von 5Mio. Euro erg�nzt

werden soll.

Diese �nderung w�rde dazu f�hren, dass die

Anmeldepflicht f�r eine Vielzahl von derzeit

anmeldepflichtigen Zusammenschl�ssen

entfiele. Momentan kann die Anwendbarkeit

der Zusammenschlusskontrolle des GWB auf-

grund der Schwellenwerte (gemeinsamer

weltweiter Umsatzerl�s im letzten Gesch�fts-

jahr von mehr als 500 Mio. Euro und mindes-

tens ein beteiligtes Unternehmen im Inland

mit mehr als 25 Mio. Euro Umsatz) bereits

durch ein Unternehmen allein ausgel�st wer-

den.

Unternehmen und Verb�nde hatten eine

zweite Inlandsumsatzschwelle seit langem

gefordert und hielten sogar einen noch h�-

heren Schwellenwert f�r sinnvoll. Die Mono-

polkommission hingegen erkl�rte erst vor

kurzem, dass sie einer zweiten Inlandsum-

satzschwelle grunds�tzlich kritisch gegen-

�berstehe.

Die vorgeschlagene �nderung w�rde die

deutsche Fusionskontrolle den internationa-

len Standards ann�hern und zur Reduzierung

der hohen Zahl von Anmeldungen (ca. 2200

in 2007) beim Bundeskartellamt beitragen.

Zudem erhielten die Unternehmen mehr

Rechtssicherheit bei der Bestimmung der

Anmeldepflicht in F�llen des Erwerbs von

Unternehmen mit geringen Ums�tzen in

Deutschland, da die oft schwierige Ausle-

gung des Auswirkungsprinzips an Bedeu-

tung verlieren w�rde.

Entscheidungen
BGH: K�rzungen von Stromnetzentgelten

durch die Regulierungsbeh�rden best�tigt

Am 14.8.2008 hat der Kartellsenat des BGH in

sechs Beschl�ssen (Az.: KVR 42/07, KVR 39/07,

KVR 36/07, KVR 35/07, KVR 34/07, KVR 27/07)

die von den Regulierungsbeh�rden gegen�ber

Vattenfall und anderen Netzbetreibern vorge-

nommenen K�rzungen der beantragten Ent-

gelte im Wesentlichen best�tigt und damit de-

ren Berechnung weitgehend gebilligt. Gerecht-

fertigt sind die Abz�ge nach Ansicht des BGH

vor allem aufgrund der so genannten doppelten

Deckelung der kalkulatorischen Eigenkapitalver-

zinsung sowie der lediglich kalkulatorischen An-

rechenbarkeit der Gewerbesteuer.
(Quelle: PM BGH vom 14.8.2008)

BGH: Beitritt zum Mietpool –

Aufkl�rungspflichten des Verk�ufers

Mit Urteil vom 18.7.2008 – V ZR 71/07 – ent-

schied der BGH: Ein Verk�ufer, der den Beitritt zu

einem Mietpool empfiehlt, muss den K�ufer

nicht �ber die generelle M�glichkeit einer defizi-

t�ren Entwicklung des Mietpools aufkl�ren.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1853-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Zum Rechtsschutzbed�rfnis des

Insolvenzverwalters bei Abwehr eines

Feststellungsbegehrens

Der BGH hat mit Urteil vom 17.7.2008 – IX ZR

126/07 – entschieden: Dem Begehren des Insol-

venzverwalters, die Feststellung einer f�r unbe-

rechtigt gehaltenen Forderung zur Tabelle abzu-

wehren, kann das Rechtsschutzbed�rfnis selbst

dann nicht abgesprochen werden, wenn die vo-

raussichtliche Quote Null betr�gt. Denn dem auf

Feststellung zur Insolvenztabelle klagenden

Gl�ubiger wird bei fehlender Quotenaussicht

das allgemeine Rechtsschutzinteresse nicht ab-

gesprochen; spiegelbildlich muss f�r den Ver-

walter, der unberechtigte Feststellungsbegehren

abwehren will, dasselbe gelten.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1853-2

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
BaFin konkretisiert �berwachungspflichten

bei Mitarbeitergesch�ften

Die Bundesanstalt f�r Finanzdienstleistungsauf-

sicht (BaFin) hat am 18.8.2008 ihr Rundschreiben

zur �berwachung vonMitarbeitergesch�ften ver-

�ffentlicht. Das Rundschreiben konkretisiert und

erl�utert die gesetzlichen Regelungen des § 33b

Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) und des § 25a

Kreditwesengesetz (KWG) zur �berwachung von

Mitarbeitergesch�ften, die das Finanzmarktricht-

linie-Umsetzungsgesetz (FRUG) zum 1.11.2007

eingef�hrt hat. Mit ihrem Rundschreiben, mit

dem ein Mindestmaß an Regelungen f�r Mitar-

beitergesch�fte festgelegt wird, will die BaFin f�r

mehr Rechtssicherheit bei Banken und Finanz-

dienstleistern sorgen und Insidergesch�ften ihrer

Mitarbeiter vorbeugen.

Das Rundschreiben ist ab sofort auf der Internet-

seite der BaFin (www.bafin.de) abrufbar.

Risikobegrenzungsgesetz undMoRaKG in

Kraft getreten

Nach langen Auseinandersetzungen sind am

19.8.2008 sowohl das Risikobegrenzungsgesetz

in weiten Teilen sowie das Gesetz zur Moderni-

sierung der Rahmenbedingungen f�r Kapitalbe-

teiligungen (MoRaKG) in Kraft getreten. Ausf�hr-

licher hierzu „Die Woche im �berblick“ im Res-

sort Bilanzrecht und Betriebswirtschaft, S. 1889

in diesem Heft.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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